
VVS OHS oOOl -  258/88

B S t U

f ragung mitzutei len. Er ist  über das Beschwerdeverfahren 

gemäß § 19 VP-Gesetz spätestens am Ende der Maßnahmen zu be

lehren. Soweit  die Sachverhaltsklärung nach dem VP-Gesetz 

in eine s t  raf p rozess ua le Maßnahme hinübergef ührt  wird, erge

ben sich Mit tei lиngs- und Belehrungspf l ichten aus der Straf-  

prozeßordnung. Die Fr isten hierbei werden vom § 126 (4) StPO 

bes t  immt .

Das Weiter lei ten des Materials an andere Organe zur Entschei

dung über recht l iche Maßnahmen sol l te ebenfal ls mitgetei l t  

werden..  Es können Forderungen gemäß § 11 VP-Gesetz erhoben 

werden, künft ig ein gefahrenverursachendes bzw. recht l ichen 

Best immungen widersprechendes Verhalten zu unter lassen.

Sichergestel l te Gegenstände sind zurückzugeben, soweit  s ie 

nicht der Einziehung unter l iegen oder als Beweismit tel  von 

Bedeutung sein können.

3, Die Zuführung zur Befragung als Verdächt iger 
gemäß § 95 (2) StPO

Insofern insbesondere bei vorbeugenden Maßnahmen im Zusammen

hang mit  der Zugri f fssi tuat ion die objekt iven Umstände des 

Handelns (noch) nicht auf die Verletzung eines gesetzl ichen 

Straftatbestandes bzw. auf eine erhebl iche Gefährdung bzw. 

Störung der öffent l ichen Ordnung und Sicherheit  hindeuten, 

müssen bei pol i t ischer sowie pol i t isch-operat iver Notwendigkei t /  

gebunden an das Vorl iegen der gesetzl ichen Voraussetzungen Zufüh 

rungen gemäß § 95 (2) StPO zum Zwecke von Verdächt igenbefragunge 

real is iert  werden. Recht l iche Voraussetzung dafür ist  das 

Vorl iegen bzw. die Schaffung eines Anlasses gemäß § 92 StPO 

in der Qual i tät  von Verdachtshinweisen auf eine strafrecht

l ich relevante Handlung, Zu Beginn der unumgängl ichen Zuführung 
zum Zuführungspunkt hat eine Informierung des Verdächt igen 

über den Grund der Maßnahme zu erfolgen. Der Einsatz von 

Hi l fsmit teln zwecks Absicherung der Zuführung (Handfesseln 

u. a.)  darf  nur bei Widerstandshandlungen unter Beachtung der


